
þ BERLIN (ap). Bundesinnenminis-
ter Schäuble hat das US-Gefangenen-
lager Guantánamo scharf kritisiert.
Es schade dem Image der USA, beton-
te der Minister. Er selbst habe schon
bei seinem ersten USA-Besuch nach
dem 11. September 2001 gesagt, dass
er eine überzeugende Begründung
für Guantánamo nicht kenne und da-
für werben würde, es aufzulösen.

Schäuble sagte weiter, er halte es für
„schwer vermittelbar, wenn man sagt,
dass man internationales Recht achtet
und im Rahmen der eigenen Gesetze
handelt, dann aber eine solche Einrich-
tung außerhalb des Einwirkungs- und
Kontrollbereichs amerikanischer Ge-
richte schafft“.

Die Teilnahme an Ausbildungsla-
gern für Terroristen soll nach dem

Willen von Schäuble künftig unter
Strafe gestellt werden. Der Minister
räumte allerdings ein, dass das Ganze
„rechtlich schwierig zu fassen“ sei. Er
habe Justizministerin Brigitte Zypries
(SPD) zur Zusammenarbeit aufgefor-
dert, sagte der CDU-Politiker der
„Rheinischen Post“. „In der Koalitions-
vereinbarung steht, dass wir die Straf-
barkeit prüfen wollen – natürlich mit
dem Ziel, sie einzuführen.“

Die Vorsitzende der Grünen-Bun-
destagsfraktion, Renate Künast, vertei-
digte unterdessen das Verhalten des
früheren Außenministers Fischer ge-
genüber fragwürdigen US-Praktiken
im Anti-Terror-Kampf. Es gebe „kei-
nen Anhaltspunkt dafür, dass er einen
Fehler gemacht hat“, sagte Künast
dem „Tagesspiegel“. Fischer habe Vor-
gänge wie in Guantánamo oder dem

Bagdader Gefängnis Abu Ghraib in vie-
len Begegnungen mit US-Vertretern
und auch öffentlich immer sehr deut-
lich kritisiert“, betonte Künast, und
das zu einer Zeit, „als Union und FDP
uns noch für jedes kritische Wort ge-
genüber der Bush-Regierung be-
schimpften und die transatlantische
Freundschaft beschworen“ hätten.

Der Präsident des Bundeskriminal-
amts, Ziercke, sprach sich im „Focus“
dafür aus, auch erpresste Geständnis-
se von Terrorverdächtigen zu verwer-
ten. „Wir können nicht Informationen
zurückweisen, von denen wir nicht
ganz sicher sein können, ob sie unter
vollkommenen rechtsstaatlichen Be-
dingungen erlangt worden sind.“
Schließlich gelte es, „kapitale Terrorak-
te zu verhindern“. Dafür müsse man
„alles Menschenmögliche“ tun.
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þ ZWEIBRÜCKEN (ahb). Eine Weih-
nachtsvorlesung, die Information
und Unterhaltung kombiniert. Diese
Idee wird seit 1996 an der Fachhoch-
schule Zweibrücken von Hubert
Zitt, Dozent im Fachbereich Informa-
tik und Mikrosystemtechnik und be-
kennender Star-Trek-Fan, umge-
setzt. Der 42-Jährige stammt aus
dem Saarland, hat dort auch studiert
und das Projekt sozusagen in die
Pfalz importiert. Am Mittwochabend
stand die Vorlesung ganz im Zei-
chen von Albert Einstein – ohne den
es kein Raumschiff Enterprise gege-
ben hätte. Zu Gast war außerdem
eine Delegation der zweiten Science-
Fiction-Kultreihe Star Wars: „Möge
der Spaß mit Dir sein“, lautete die
Botschaft an die Fans.  —Südwest

Es bleibe beim derzeitigen Bundes-
wehr-Kontingent, sagte Jung gestern
während seines Besuchs bei den deut-
schen Soldaten in Kabul. Da die Bun-
deswehr künftig die Verantwortung
für den Norden Afghanistans überneh-
me, würden aber Truppen aus Kabul
verlagert. Die USA wollen sich auf den
Süden Afghanistans konzentrieren.

Die Bundeswehr stellt mit rund
2500 Soldaten das größte Kontingent
für die internationale Friedensmission

in Afghanistan (Isaf). Außer in
Kabul sind Bundeswehreinhei-
ten als Wiederaufbauteams in
Kundus und Faisabad statio-
niert. Bis Ende 2006 sollen
nach Auskunft von Jungs Spre-
cher 1850 Bundeswehrsolda-
ten in die nördlichen Regio-
nen Masar-i-Sharif, Kundus
und Faisabad verlegt werden,
während nur 500 Soldaten in

Kabul bleiben. 150 Soldaten blieben
weiterhin im Versorgungslager Ter-
mes in Usbekistan, hieß es weiter.

Der amerikanische Verteidigungs-
minister Rumsfeld betonte während ei-
nes Besuchs des US-Luftwaffenstütz-
punkts Bagram, die USA fühlten sich
weiterhin dem Kampf gegen Taliban-
Kämpfer und Al-Qaida-Terroristen in
Afghanistan verpflichtet. Ein zu
schneller Abzug der Soldaten würde
das Vorgehen gegen Terroristen torpe-

dieren, betonte Rumsfeld. Washing-
ton will die Zahl seiner Soldaten in Af-
ghanistan in den kommenden Mona-
ten von 19.000 auf rund 16.000 verrin-
gern.

Die niederländische Regierung
sprach sich gestern für die Entsen-
dung von rund 1400 Soldaten in den
unsicheren Süden Afghanistans aus.
Die Regierung will aber vor einer end-
gültigen Entscheidung die Zustim-
mung des Parlaments einholen. Es ist
keineswegs sicher, dass sich die Abge-
ordneten für die zusätzliche Truppen-
stationierung aussprechen. Bis jetzt
sind rund 600 Soldaten stationiert. An
sich wäre die Beteiligung des Parla-
ments nicht notwendig, aber ange-
sichts von Geheimdienstberichten
über eine mögliche Gefährdung der
Soldaten durch Taliban-Kämpfer
möchte die niederländische Regie-
rung eine breite Unterstützung.

Blair stellt Abzug britischer
Irak-Truppen in Aussicht

BASRA (rtr). Großbritanniens Pre-
mierminister Tony Blair hat den briti-
schen Soldaten in Irak bei einem
Überraschungsbesuch gestern einen
Abzugsbeginn in einem halben Jahr
in Aussicht gestellt. Zuvor müssten
die irakischen Sicherheitskräfte je-
doch in die Lage versetzt werden, ei-
genständig für Ruhe und Ordnung in
dem Land zu sorgen, sagte Blair auf
der Militärbasis in Südirak. Auf die
Frage, ob sechs Monate ein realisier-
barer Zeitplan für einen Abzugsbe-
ginn seien, antwortete er: „Wenn al-
les nach Plan läuft. Wir möchten un-
sere Truppenstärke herunterschrau-
ben, das ist unsere Strategie.“ Es
gehe darum, dem Land zu helfen.

Vor Star Trek und Einstein stand bei Hubert Zitt (Zweiter von links) am
Mittwochabend Star Wars an – einschließlich einer auf die Leinwand proji-
zierten Fotomontage von Angela Merkel als „Jedi-Ritterin“.  —FOTO: STEINMETZ

Zu Besuch in der nahe Basra ge-
legenen Nachschub-Basis Schai-
ba: Tony Blair.  —FOTO: AP
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Der Streik im New Yorker Nahver-
kehr hat gestern den dritten Tag in
Folge Busse und Bahnen still ste-
hen lassen. Viele Menschen in der
Sieben-Millionen-Stadt waren wie-
der zu Fuß unterwegs (im Bild auf
der Brooklyn Bridge). Angesichts
hoher Geldstrafen und einer mögli-
chen Inhaftierung von Gewerk-
schaftsführern hat die New Yorker
Transportarbeiter-Gewerkschaft al-

lerdings gestern den Ausstand be-
endet und die Tarifverhandlungen
mit den Nahverkehrsbetrieben wie-
der aufgenommen. Ungeachtet ei-
nes Gesetzes, das ihnen Streiks
verbietet, hatte die Gewerkschaft
die Arbeiter am Dienstag zur Ar-
beitsniederlegung aufgerufen, nach-
dem der Tarifvertrag für die 33.000
Beschäftigten der Verkehrsbetriebe
ausgelaufen war. (rhp/Foto: ap)

Für die fast vier Jahre währende In-
ternierung von Terrorverdächtigen
in Guantánamo stehen die USA in-
ternational in der Kritik. —FOTO: AFP
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þ KARLSRUHE (rtr). Ausländische
Väter deutscher Kinder dürfen nicht
ohne weiteres abgeschoben werden.
Behörden und Gerichte müssten bei
Entscheidungen über das Bleiberecht
die familiären Bindungen in Deutsch-
land angemessen berücksichtigen, ur-
teilte das Bundesverfassungsgericht in
Karlsruhe gestern. Der Verweis auf
eine nicht mehr bestehende Ehe rei-
che als Abschiebegrund nicht aus.
Dem Urteil lag der Prozess eines aus
dem Kosovo stammenden Vaters zu
Grunde, der seit 1999 in der Bundesre-
publik lebt. Das Verfassungsgericht er-
klärte die Abschiebung mit Verweis
auf den im Grundgesetz garantierten
Schutz für Familien für falsch. Der
Mann treffe er sich alle zwei Wochen
mit seinem Kind und telefoniere regel-
mäßig mit dem Mädchen, hieß es in
der Urteilsbegründung. (Aktenzei-
chen: 2 BvR 1001/04)

þ BERLIN/LAMBSHEIM (au). Dem
52-jährigen Lambsheimer, der am 29.
November von iranischen Behörden
festgenommen worden ist, wird in Te-
heran der Prozess wegen illegaler Ein-
reise gemacht.

Das hat das Auswärtige Amt unter Be-
rufung auf den iranischen Geschäfts-
träger in Berlin, Abadollah Molae, ges-
tern der RHEINPFALZ mitgeteilt. Ein
Termin, wann das Verfahren eröffnet
werden soll, stehe noch nicht fest.

Molae habe gestern Morgen zugesi-
chert, dass die deutsche Botschaft in
Teheran „unverzüglich Zugang“ zu
dem bisher noch in dem Ort Bander
Abbas festgehaltenen Deutschen er-
hält und zu dem Prozess als Beobach-
ter zugelassen wird, sagte ein Ministe-

riumssprecher. Man habe in dem Ge-
spräch mit dem offiziell einbestellten
Geschäftsträger der Islamischen Repu-
blik den Eindruck gewonnen, dass
Iran an einer schnellen Lösung des Fal-
les interessiert ist, sagte er.

Der Lambsheimer war Ende Novem-
ber bei einem Motorboottrip in der
Straße von Hormus versehentlich in
iranische Hoheitsgewässer geraten
und dort von iranischem Militär festge-
nommen worden. Er hatte in den Ver-
einigten Arabischen Emiraten Urlaub
mit seiner Frau und einem französi-
schen Freund gemacht. Auch der Fran-
zose war festgenommen worden.
Nach bisherigen Erfahrungen mit ähn-
lichen Fällen ist davon auszugehen,
dass die illegal Eingereisten zu einer
Geldstrafe verurteilt werden.

þ BERLIN/KABUL (ap/afp). Trotz des ange-
kündigten Abzugs von US-Soldaten aus Af-
ghanistan will Bundesverteidigungsminister
Franz Josef Jung die Zahl der Bundeswehr-
soldaten in dem Land nicht erhöhen. Demge-
genüber sprach sich gestern die niederländi-
sche Regierung für eine Aufstockung ihrer
Truppen aus: So soll verhindert werden,
dass nach einem Teilabzug der US-Truppen
Sicherheitslücken entstehen.

Börsen

þ WASHINGTON (kna). Der Interna-
tionale Währungsfonds (IWF) wird
zu Jahresbeginn 19 der 20 ärmsten
Staaten alle Schulden in Höhe von
rund 2,8 Milliarden Euro erlassen.

Nach der Entscheidung der Exekutivdi-
rektoren in Washington am Mittwoch
(Ortszeit) gilt der Erlass unter ande-
rem für Äthiopien, Bolivien, Niger, Ru-
anda, Uganda und Sambia. Maureta-
nien, dem eine Stundung seiner IWF-
Schulden ebenfalls in Aussicht gestellt
wurde, muss noch nachweisen, dass
die eingesparten Gelder für die Ar-
mutsbekämpfung verwendet werden.
Bilaterale Schulden zwischen Staaten
sind von dem Erlass nicht betroffen.

Die Entschuldung geht auf eine Ini-
tiative der sieben führenden Industrie-
staaten und Russlands (G-8) zurück,
die im Juli ihren Gipfel im schotti-
schen Gleneagles abhielten. IWF-Chef
Rato äußerte sich stolz darüber, dass
die Streichung der Schulden so
schnell umgesetzt werden konnte. Es
fehlten lediglich noch die Zusagen von
sieben der 43 Staaten, die sich an ei-
nem Entschuldungs-Fonds beteiligen
wollten. Sie würden in der nächsten
Woche erwartet. Der IWF finanziert
den Schuldenerlass teilweise aus Gold-
verkäufen. Durch die Entschuldung
könnten die betroffenen Staaten stär-
ker in die Bekämpfung von Armut
oder Kindersterblichkeit investieren, ,

sagte Rato. Der IWF verhandle derzeit
über den Schuldenerlass für weitere
Staaten.

Die Hilfsorganisation Oxfam be-
grüßte das Ergebnis: „Der nächste
Schritt ist der Schuldenerlass für
mehr als 60 Ländern, die die Mittel
auch dringend zur Armutsbekämp-
fung brauchen.“ Dem 1945 gegründe-
ten Währungsfonds gehören 184 Mit-
gliedsstaaten an. Er versteht sich als
zentrale Institution zur Sicherung der
weltweiten Finanzzusammenarbeit
und wirtschaftlicher Stabilität.

Auch die Weltbank und die afrikani-
sche Entwicklungsbank wollen noch
in diesem Jahr über einen Schuldener-
lass entscheiden.
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Eine Vorlesung der besonderen Art
gibt es seit 1996 immer zu Weih-
nachten an der Fachhochschule
(FH) Zweibrücken. Denn Hubert
Zitt ist nicht nur Dozent im Fachbe-
reich Informatik und Mikrosystem-
technik, sondern auch Fan von Star
Trek, der Science-Fiction-TV- und
Kinoserie mit Kultstatus. Und was
liegt da näher, als wissenschaftliche
und pseudowissenschaftliche Erklä-
rungen für das zu liefern, was mit
und auf der Enterprise geschieht.
Am Mittwochabend war es im gro-
ßen Hörsaal der FH wieder so weit.

Von unserer Redakteurin
Anke Herbert

þ „Volle Energie!“ Wie oft haben die
Captains der U.S.S. Enterprise die-
sen Befehl gegeben. Und wie schnell
machte sich das Raumschiff der Pla-
netenföderation mittels Impuls- und
später Warpantrieb dann stets auf,
um neue Welten zu entdecken. „Das
wird halt nicht jedes Mal gezeigt“,
meint dazu Experte Hubert Zitt.
Denn nach seinen Berechnungen
dauert es knapp zwei Stunden, bis
die Enterprise auf nahezu Lichtge-
schwindigkeit gebracht ist.

Die Berechnungen des bekennen-
den Trekkies Zitt („Ich bin schon Fan,
aber kein verbissener“) stammen
nicht von ungefähr, sondern basieren
auf der Relativitätstheorie Albert Ein-
steins. Wie viel Einstein in Star Trek
steckt, war im Einstein-Jahr denn
auch das Thema der jüngsten Weih-
nachtsvorlesung an der FH Zweibrü-
cken. Und um noch schnell aus ei-
nem anderen Science-Fiction-Kult,
aus Star Wars, zu „zitieren“: Der
Wunsch „Möge der Spaß mit Dir
sein“ erfüllte sich für die knapp 500
Zuhörer im proppenvollen Audimax.

Doch zurück zum Impulsantrieb.
Immerhin beschleunigt die Enterpri-
se schon seit 1966 dank eines Mate-
rie/Antimaterie-Reaktorsystems und
der dabei vollzogenen Umwandlung
von Materie in Energie. „Das war
eine Vision, erst heute weiß man,
dass es Antimaterie gibt“, erinnert
Zitt an die Herstellung von elf Anti-
wasserstoff-Atomen 1996. Gleichzei-
tig macht er Vergleichsrechnungen
auf Einsteinscher Grundlage auf.
Wie jene, dass die Raumschifftanks
in etwa so viel Energie speichern kön-
nen (und müssen), wie es braucht,
um Deutschland 19.000 Jahre lang
mit Strom zu versorgen.

Einstein verbirgt sich zudem in
weiterer Star-Trek-Technik. Tarnvor-
richtung, Schutzschild, Traktor-
strahl – alles nur möglich wegen sei-
ner Lehre, dass Masse den Raum
und damit die Raumzeit beeinflusst,

indem sie diese krümmt. Beherrscht
man die Gravitation wie in Star Trek,
sind auch Raum und Raumzeit beein-
flussbar. Ohne die Erkenntnisse des
großen Physikers hätte die Enterprise
also nie funktionieren und ihre Tech-
nik nicht weiterentwickelt werden kön-
nen. Womit das Raumschiff auch Be-
weis für eine These wäre, die der briti-
sche Physiker Stephen Hawking aufge-
stellt hat: „Science Fiction erweitert
die menschliche Vorstellungskraft.“

Was übrigens nicht nur für die
Technik gilt, wie Hubert Zitt und sei-
nen Kollegen von der „Starfleet Acade-
my FH Zweibrücken“ – Manfred
Strauß (multimedialer Erlebnisvorle-
sungs-Techniker) und Markus Groß
(humanoider Universalübersetzer) –
belegen: Der Kampf Einsteins für Men-
schenrechte und gegen Diskriminie-
rung wird in Star Trek fortgesetzt.
Oder wussten Sie etwa, dass die erste
Reihe 1966 zunächst umbesetzt wer-
den musste, weil ein weiblicher Lieute-
nant für das US-amerikanische Publi-
kum undenkbar war? Und dass die ers-
te filmische „Lippenbegegnung“ zwi-
schen einem Weißen (Captain Kirk)
und einer Schwarzen (Lieutenant Uhu-
ra) mit einer geistigen Verwirrung
Kirks aufgrund feindlicher Einflüsse
begründet werden musste?

Doch wie in Star Trek werden
solch ernste Gedankengänge auch in
Zweibrücken von viel Humor durch-
brochen. Immerhin ist nicht jeden
Tag die Geschichte vom „Struwwel-
Vader“ zu hören, zu der ein riesiger
Plastik-Darth-Vader – der böse Ex-Je-
di-Ritter aus Star Wars – die Bühne
ziert. Ganz zu schweigen von getürk-
ten Filmszenen mit Zitt als Captain
Kirk im Dialog mit dem Klingonen
Worf. Dass diese authentisch wir-
ken, ist Zitts guten Kontakten zur
Trekkie-Szene zu verdanken: Die auf
Zweibrücken zugeschnittenen Texte
des Klingonen werden tatsächlich
von dessen deutscher Synchronstim-
me (Raimund Krone) gesprochen.

Am Ende der gut fünfstündigen
Veranstaltung bleibt nur das zu wün-
schen, was dem Vulkanier Spock
stets am Herzen lag: „Live long and
prosper“, gern übersetzt mit „Leben
Sie lange und in Wohlstand“. Erste-
res zumindest soll für an den Uni-Kli-
niken Homburg betreute herzkranke
Kinder gelten. Ihnen kommt eine
Spende von über 1500 Euro zu Gute,
die aus der Versteigerung eines ge-
stifteten Star-Wars-Helms sowie ei-
ner Sammlung unter Professoren
und Zuhörern der Weihnachtsvorle-
sung stammen.

Volle Energie für die Zweibrücker Trekkies (von links): Manfred Strauß,
Hubert Zitt und Markus Groß samt Enterprise.  —FOTOMONTAGE: STEINMETZ

þ MAINZ (wif). Die Fronten sind
starr: Während CDU und Grüne in
der Ludwigshafener Hafen-Affäre Jus-
tizminister Herbert Mertin (FDP) Un-
tätigkeit und Desinteresse vorwerfen,
verweist dieser auf den Grundsatz,
dass die Politik nicht in ein laufendes
Verfahren eingreifen dürfe.

Anlass für den Streit, der gestern in
einer von der CDU beantragten Son-
dersitzung des Rechtsausschusses in
eine weitere Runde ging, ist die Entlas-
sung der zwei Hauptverdächtigen aus
der Untersuchungshaft, ohne dass
nach einjähriger Ermittlungsarbeit
eine Anklageschrift der Staatsanwalt-
schaft Kaiserslautern vorliegt. Mertin
wies gestern darauf hin, dass die Frei-
lassung des Ex-Hafendirektors Sigurd

Kunkel und dessen früheren Bauabtei-
lungsleiters wegen unterschiedlicher
Rechtsauffassungen von Oberlandes-
gericht Zweibrücken und Staatsanwalt-
schaft Kaiserslautern erfolgt sei.

Während das Gericht – wie berich-
tet – laut Beschluss vom 13. Dezember
die Ermittlungen so weit fortgeschrit-
ten sieht, dass Anklage erhoben wer-
den könnte, widersprechen die Ermitt-
ler in Kaiserslautern dieser Ansicht
und verweisen auf den Umfang und
die Komplexität des Falls. So müssten
unter anderem Daten aus 33 beschlag-
nahmten Computern und von 53 weite-
ren Datenträgern ausgewertet werden.
Überdies wolle sich die Staatsanwalt-
schaft nicht dem Vorwurf aussetzen,
eventuell entlastendes Beweismaterial
nicht berücksichtigt zu haben, erklärte

Mertin. Die Hal-
tung der Staatsan-
waltschaft bezeich-
nete er als „recht-
lich vertretbar“.

Verwundert zeig-
te sich der Minis-
ter über die Kehrt-
wende der Grü-
nen, die noch im
September befürch-
tet hatten, dass bei
einer schnellen An-

klageerhebung möglicherweise Akten
und Dateien nicht vollständig ausge-
wertet werden könnten. Den Vorwurf
der Oppositionsfraktionen, Mertin hät-
te seine Fachaufsicht über die Staatsan-
waltschaft deutlich stärker wahrneh-
men müssen, konterte der Minister

mit den Worten, dass eine Weisung
zur Anklageerhebung ihm den Vor-
wurf der politischen Einflussnahme
eingebracht hätte. „Eine politische Jus-
tiz hat in einem Rechtsstaat aber
nichts zu suchen“, so Mertin. Überdies
sei es nicht seine Aufgabe, den „Ober-
Schiedsrichter“ zu spielen.

Der Grünen-Abgeordnete Bernhard
Braun warf dem Minister vor, Angrif-
fe bewusst falsch zu verstehen. Auch
die Grünen wünschten sich keine poli-
tische Justiz, doch habe Mertin alles
andere als offensiv die Aufklärung des
Falls betrieben. Christian Baldauf
(CDU) bemängelte, Mertin habe sehen-
den Auges die Freilassung Kunkels in
Kauf genommen und sich vor der Ver-
antwortung gedrückt. (Archivfoto:
View)  —Einwurf

Prozess zu Eifersuchtsdrama
unter Jugendlichen eröffnet
BADEN-BADEN / FRANKENTHAL
(tb). Anklage wegen Mordes hat die
Staatsanwaltschaft vor der Jugend-
kammer des Landgerichts Baden-Ba-
den gegen den jungen Mann erho-
ben, der am 30. März in Frankenthal
einen 17-Jährigen niedergestochen ha-
ben soll. Der zur Tatzeit 16-jährige
Angeklagte habe die Tat aus Eifer-
sucht begangen, teilte die Staatsan-
waltschaft gestern auf Anfrage mit.
Der Prozess werde, da es sich um
eine Jugendstrafsache handele, nicht
öffentlich geführt. Bisher sei nur die
Anklage verlesen worden, verhandelt
werde an voraussichtlich zwei Termi-
nen im Januar. Der Prozess finde in
Baden-Baden statt, da der Angeklagte
hier seinen Wohnsitz habe. Dies sei
bei Jugendstrafsachen gesetzlich so
festgelegt. Die Pressestelle des Ge-
richts war gestern nicht zu errei-
chen. Die Mutter des Opfers kritisier-
te gestern gegenüber der RHEIN-
PFALZ, sie sei nicht über den Ver-
handlungsbeginn informiert worden.
Sie wurde jedoch mittlerweile, wie
ihre Anwältin später mitteilte, für die
Hauptverhandlung vom Richter zuge-
lassen. Da es sich um Jugendstraf-
recht handele, sei eine Nebenklage –
bei der automatisch über den Prozess
informiert wird – nicht vorgesehen.
Der Täter hatte am 30. März den
17-Jährigen vor dessen Wohnhaus in
Frankenthal abgepasst. Er habe ver-
mutet, dass dieser der eigentliche Va-
ter des Kindes seiner Lebenspartne-
rin war. Er habe ihm nur einen Denk-
zettel verpassen wollen, sagte er in
seinem Geständnis.

„Ein Bürger“ teilte der Staatsanwalt-
schaft mit, es habe beim DRK massive
Verfehlungen gegeben, für die mögli-
cherweise der Vorstand Verantwor-
tung tragen müsse. Der Hauptvorwurf
bezieht sich auf den Handel mit verbil-
ligten Personenwagen. Es habe beim
DRK eine Liste gegeben mit Leuten,
die bereits solche Wagen bekommen
hätten, und eine andere mit Leuten,
die noch in diesen Genuss kommen
sollten. Auf diesen Listen hätten auch
Personen des öffentlichen Lebens ge-
standen – die in der Anzeige aller-
dings nicht genannt wurden.

Nach RHEINPFALZ-Informationen
soll es für DRK-Mitarbeiter möglich
gewesen sein, Autos genau nach ihren
Wünschen zu bestellen. Die Fahrzeu-
ge seien mit einem Rabatt von bis zu
30 Prozent vom DRK gekauft und
nach drei oder sechs Monaten an die

Interessenten weiter verkauft
worden. Auch habe der Haupt-
verdächtige sich während sei-
ner Tätigkeit für das DRK drei-
mal selbst befördert und da-
durch insgesamt 81.000 Euro
zu viel kassiert.

In der Strafanzeige heißt es
auch, dass Familienangehörige
des ehemaligen Mitarbeiters

auf der Gehaltsliste des DRK gestan-
den hätten, obwohl sie nicht für dieses
tätig gewesen seien. Und sie hätten
Wagen des DRK ständig oder zumin-
dest zeitweise benutzt. Um die Verfeh-
lungen zu vertuschen, so schließt das
anonyme Schreiben, habe sich das
DRK gütlich von dem Mann getrennt.

Zu diesen Vorwürfen wollte sich
der Vorsitzende des DRK-Kreisver-
bands, Landrat Winfried Hirschber-
ger, auf Anfrage der RHEINPFALZ
nicht äußern. Als Arbeitgeber dürfe er
dies nicht. Von der Anzeige und den
Ermittlungen der Staatsanwaltschaft
wisse er nichts. Wie Leitender Ober-
staatsanwalt Helmut Bleh (Kaiserslau-
tern) erläuterte, gehe man auch anony-
men Anzeigen nach, wenn diese glaub-
würdig erschienen. Derzeit seien die
Unterlagen bei der Polizei, das Ermitt-
lungsverfahren laufe.

Politiker: „Erscht nach meinem Tod
werd mer die Wahrheit iwwer mich er-
fahre…“ – Fraktionskolleg: „Na, dann
bischte wenigstens in Sicherheit!“ (waw)

Millionen für Krankenhaus. Mit 9,7
Millionen Euro unterstützt das Main-
zer Gesundheitsministerium weitere
Neu- und Umbauten am Kreiskran-
kenhaus Grünstadt. Die Mittel stün-
den allerdings unter dem Vorbehalt,
dass Geld im Landeshaushalt in den
nächsten Jahren vorhanden ist, teilte
die Kreisverwaltung Bad Dürkheim
gestern mit. Die erste Rate von einer
Million Euro sei vom Ministerium be-
reits bewilligt worden. Geplant ist un-
ter anderem ein Neubau für die OP-
Abteilung, der Umbau der Intensivsta-
tion sowie die Erweiterung der Not-
aufnahme. Der Landkreis bezifferte
die Investitionskosten auf insgesamt
11,2 Millionen Euro. Die Eigenmittel
des Krankenhauses aus Rückstellun-
gen betragen 1,5 Millionen. Baube-
ginn soll Ende März/Anfang April
2006 sein. (swz/Archivfoto: Schmitt)

750 000 Euro Brandschaden. Die La-
gerhalle einer Heizungsbaufirma im
Stadtinneren von Kandel (Kreis Ger-
mersheim) brannte gestern morgen
aus noch ungeklärter Ursache völlig
aus. Personen kamen nicht zu Scha-
den, der Sachschaden beträgt laut Po-
lizei rund 750.000 Euro. Der Ge-
schäftsführer entdeckte den Brand
gegen 5 Uhr und alarmierte selbst die
Feuerwehr. Fünf von drei Firmenwa-
gen konnte er selbst noch aus der
brennenden Halle retten, die eventu-
ell abgerissen und neu aufgebaut wer-
den muss. (tnc)

Klage eingereicht. Gegen die Zurück-
weisung ihres Widerspruchs gegen
die luftrechtliche Genehmigung des
Ramsteiner Air-Base-Ausbaus durch
die Wehrbereichsverwaltung West
hat – nach der Gemeinde Hütschen-
hausen – nun auch die Verbandsge-
meinde Ramstein-Miesenbach (beide
Kreis Kaiserslautern) zur Wahrung
von Fristen vorsorglich Klage beim
Verwaltungsgericht Neustadt einge-
reicht. Die Wehrbereichsverwaltung
war nach der Prüfung des Wider-
spruchs zu dem Ergebnis gelangt,
dass weder Rechte der Verbandsge-
meinde noch der Ortsgemeinde ver-
letzt würden und die Genehmigung
vom 11. Juni 2003 rechtmäßig sei. Ob
die Kommunen ihre Klage aufrecht
erhalten werden, hängt davon ab, wie
ihr Gutachter die Erfolgsaussichten
beurteilt. Diese Frage wird derzeit
noch geprüft. (oef)

Zwischen Rhein
und Saar

im Blickpunkt

Ohne Einstein keine Enterprise
Wie die Physik Star Trek beeinflusst – Eine Zweibrücker Weihnachtsvorlesung

þ KUSEL (ba). Der Kuseler Kreisverband
des Deutschen Roten Kreuzes (DRK) soll Au-
tos mit starken Rabatten für wohltätige Orga-
nisationen gekauft und an Mitarbeiter wei-
ter veräußert haben. Die Gewinne habe ein
ehemaliger Mitarbeiter eingestrichen. Die-
sen Vorwürfen – formuliert in einer anony-
men Anzeige – geht zurzeit die Staatsanwalt-
schaft Kaiserslautern nach.

þ In der Hafen-Affäre hat die Op-
position ein Wahlkampfthema ent-
deckt. Doch punkten konnte sie da-
mit noch nicht. Vor allem die Grü-
nen haben einen merkwürdigen
Zick-Zack-Kurs eingeschlagen: Im
Herbst noch hatten sie Angst, eine
zu frühe Anklage könne erforderli-
che Ermittlungen unterbinden,
jetzt kann es ihnen mit der Anklage
nicht schnell genug gehen. Vorige
Woche argwöhnten sie, der Staats-
anwaltschaft in Kaiserslautern feh-
le Personal, gestern dazu kein Wort
mehr. Auf Bundesebene fordern sie
die Abschaffung des Weisungs-
rechts gegenüber der Staatsanwalt-
schaft, in Rheinland-Pfalz aber wün-
schen sie sich, dass der Minister
stärker auf die Ermittler einwirkt.
Überzeugend ist das nicht. (wif)

Herbert Mertin

DRK-Mitarbeiter in
Kusel unter Verdacht
Anonyme Anzeige: Verbilligte Dienst-Pkw verkauft

þ MAINZ (swz). Die rheinland-pfälzi-
sche Landesregierung will während
der Zeit der Fußball-Weltmeister-
schaft im kommenden Jahr Ausnah-
men von den Ladenschlusszeiten im
Land gewähren. Die Kommunen hät-
ten die Aufgabe, den Bedarf für zusätz-
liche Öffnungszeiten der Ladenge-
schäfte zu ermitteln und entsprechen-
de Anträge zu stellen, teilte die Main-
zer Sozialministerin Malu Dreyer ges-
tern mit. Wegen der während der WM
zu erwartenden großen Besucherströ-
me aus dem In- und Ausland bestehe
bundesweit ein besonderes Bedürfnis,
die Öffnungszeiten zu verlängern. Zu-
ständig für die Genehmigungen von
Ausnahmeanträgen sei die Aufsichts-
und Dienstleistungsdirektion in Trier.

Im Zick-Zack

Heit schunn gelacht?

Mertin sieht sich nicht als „Ober-Schiedsrichter“
Justizminister will Staatsanwaltschaft Kaiserslautern in Hafen-Affäre keine Weisung erteilen

Pfalz kompakt

þ MAINZ (swz). Das Mainzer Umwelt-
ministerium warnt vor dem Verzehr
bestimmter französischer Weichkäse-
Sorten mit der ovalen Kontrollnum-
mer 50.267.01, da er mit gesundheits-
gefährdenden EHEC-Kolibakterien
verunreinigt sein könne. Es handele
sich um Käse der Marken Reo, Reaux,
Laiterie du Val d‘Ay, Le Gaslonde so-
wie weiterer Produkte mit der erwähn-
ten Veterinärkontrollnummer. Betrof-
fen sei auch als „Beurre cru“ etikettier-
te Butter der Marke „Le Gaslonde“.
Entsprechende Ware sei auch nach
Rheinland-Pfalz gelangt, die Rückru-
faktion der Molkerei Val d‘Ay laufe.
Durch die Erreger könne es zu Magen-
Darm-Störungen, blutigen Durchfäl-
len und Nierenversagen kommen.

þ KOBLENZ (kad). Statt der in Aus-
sicht gestellten Urteile im Prozess ge-
gen fünf Mitglieder der rechtsextre-
men „Kameradschaft Westerwald“
gab es gestern eine Festnahme. Staats-
anwalt Walter Schmengler ließ einen
25-jährigen Zeugen im Gerichtssaal
vorläufig verhaften.

Er sehe dringenden Taterdacht auf
Falschaussage und versuchte Strafver-
eitelung, sagte Schmengler. Vorausge-
gangen waren Zeugenbefragungen zu
einer Schlägerei an einer Tankstelle,
in die eines der Kameradschaftsmit-
glieder verwickelt war. Die Aussagen
waren widersprüchlich. Richter Hans-
Georg Göttgen hatte sowohl den Ange-
klagten als auch die Zeugen nach-
drücklich auf ihre Wahrheitspflicht
hingewiesen. „Hören sie auf zu taktie-
ren, sondern sagen sie ganz schlicht
die Wahrheit.“ Mutmaßlich waren
Zeugen von der Familie dieses Ange-
klagten in ihrer Aussage beeinflusst
worden. Der Angeklagte selbst hatte

offenkundig große Gedächtnislücken.
Die Schlägerei ist nur ein Neben-
aspekt in der Anklage, deren wesentli-
che Punkte – wie zuletzt am 6. Dezem-
ber berichtet – die Mitgliedschaft in
einer kriminellen Vereinigung und
schwerer Landfriedensbruch sind.

Eigentlich hatten sich Staatsanwalt-
schaft, Verteidiger und die Staats-
schutzkammer bereits am Montag auf
mögliche Strafmaße und auf den gest-
rigen zusätzlichen Verhandlungstag
verständigt, um noch vor Weihnach-
ten zu Urteilen zu kommen – und das
Verfahren mit mehr als 100 Zeugen
abzukürzen. Das hätte – so war am
Rande zu hören – für zwei der vier in
Untersuchungshaft sitzenden Ange-
klagten bedeutet, das Fest zu Hause
verbringen. Sie werden voraussicht-
lich mit Bewährungsstrafen davon
kommen, ebenso wie der frührere
NPD-Direktkandidat bei der Bundes-
tagswahl, der ebenfalls angeklagt, aber
auf freiem Fuß ist. Nun könnten am
Mittwoch Urteile fallen, hieß es.

þ GÖPPINGEN/LAMBRECHT (boe).
Nach der Entführung eines Lambrech-
ter Spediteurs (wir berichteten ges-
tern) sind nach einem als Drahtzieher
verdächtigten 42-Jährigen inzwi-
schen auch die drei mutmaßlichen
Entführer in Haft.

Wie die Göppinger Polizei und die
Staatsanwaltschaft Ulm gestern mit-
teilten, handelt es sich dabei um drei
junge Männer im Alter von 17, 19 und
22 Jahren. Der älteste sei bereits am
späten Mittwochnachmittag an seiner
Arbeitsstelle in der Göppinger Innen-
stadt festgenommen worden. In den
nächsten Stunden sei ein Spezialein-
satzkommando in die Wohnung bezie-
hungsweise in die Arbeitsstelle der bei-
den anderen eingedrungen. Sie hätten

ebenfalls bereits zumindest Teilge-
ständnisse abgelegt.

Demnach soll der 42-jährige Besit-
zer eines Sexshops, in dem der Lam-
brechter über Nacht eingesperrt wor-
den war, die drei Männer „gebeten“ ha-
ben, „mit einigem Nachdruck“ angeb-
lich ausstehende Schulden bei dem
Lambrechter einzutreiben. Sie hätten
den Spediteur daraufhin mit einer
Schreckschusswaffe, einem Teleskop-
schlagstock und Pfefferspray bedroht
und verschleppt. Zur Entlohnung sei
ihnen ein Bruchteil der angeblich aus-
stehenden Summe versprochen wor-
den. Während der Lambrechter diese
Summe auf 30.000 Euro bezifferte, de-
nen aber Forderungen seines Arbeitge-
bers an den Sexshop-Inhaber in größe-
rer Höhe gegenüber stünden, haben

die mutmaßlichen Täter gegenüber
der Polizei nun sogar von einem mögli-
cherweise sechsstelligen Betrag ge-
sprochen.

Bei den drei Geldeintreibern handele
es sich nicht um Russen, wie der Ent-
führte vermutet hatte, sondern um ei-
nen Griechen und zwei in Polen gebür-
tige Deutsche, teilte die Polizei weiter
mit. Die beiden jüngeren seien bisher
nicht aufgefallen, der 22-Jährige sei da-
gegen wegen Beleidigung und schwe-
rer Körperverletzung bekannt.

Das Entführungsopfer zeigte sich
gestern gegenüber der RHEINPFALZ
erleichtert, dass nun auch die Mittäter
„in ihrem Tatendrang gebremst“ sei-
en. Er sei über den ersten Schrecken
hinweg, aber der Vorfall werde ihn si-
cher noch eine Weile beschäftigen.

Zur WM längere
Öffnungszeiten
Mainz: Ausnahmen möglich

Einwurf

Koli-Bakterien in
Weichkäse-Sorten
Ministerium warnt

Blanke Nerven im
Kameradschafts-Prozess
Staatsanwalt lässt Zeugen im Gericht festnehmen

Vier Inhaftierte nach Entführung
Junge Männer als Täter im Fall des Lambrechter Spediteurs in Verdacht
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